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Die Verstärkungder Militärpflicht.

Die Regierung hat bekanntlicham 2. Februardem
Abgeordnetenhauseein neues Gesetz uber die Vgpflilclhx
Umg zum Kriegsdienstevorgechagen.DurchbIssgt

-

soll das act» gute Gesetz vom Jahre ,18»14kcgesittet
und ergänzt werden« Der Zweckist, die Reotaanisation
der Armee noch weiter durchzuführen»als die Regierung
es bisher gekonnt bat. Wir Allewissen es, und gar

viele von uns haben es an sichselbstund in·ihrem
eigenenHause und ihrer eigenenWirthschafterfahren,

wel?e....Opj-x,,an»Geld,undZeit und»welcheVerlust
an lrbeitskriifteu diesteorganisation uns. on jetzt

auferlegt.Wir mussen daher wtzhlfragemo es dem

Lande und unserenVertretern moglichist,
nun auchnoch

die neuen Forderungen der Regierungzu bewilligen.
Wir müssensagen: »Nein, das scheint uns nicht

möili .
,

—

.

JAbiilüwarum müssen wir das sagen?
»

Nun, wir müssen(abgesehenvon allem Uebrigen)

schondarum Nein sagen, weil nach »derneuen Re-

ierungsforderuiig ein dienstfahiger jigiger
anii genöthigt werden kann, sieben volle Jahre

mitten im Frieden bei der Fahne zu dienen.

Freilich klingt das unglaublich,aber es ist doch so.
Natürlichwird nicht jeder dazu genöthigtwerden,aber

ein dienstfähigerMann kann doch,selbstin Friedens-

zeiten, sieben volle Jahre im Dienst festgehalten
werden, und es muß jeder sich darauf gefaßtmachen,
daß lgeradeihn ein solchesLoos treffen kann. Die dar-
auf ezüglicheuWorte des Gesetzentwurfeslauten:»»Die
Um KriegsdienstVerpflichtetengehbrendie erstensieben

Jahre dem stehenden Heere an; sie sind jedoch, in so-
weit nicht nOthwendigeVerstärkungendes Heeresoder

Uebun en ein Andereserfordern, in der Regel die letzten
Vier ahre in dieHeimathbeurlaubt.« .

Dagegen bestimmt das alte Gesetzvon 1»814,daß
die zum KriegadiensteVerpflichtetennur fuuf Jahre
dem stehendenHeere angehörensollen. Dann heißtes.

weiter: »diedreiersten Jahre befindetsi die Mann-

schaftdes stehendenHeer-esdurchgangigbei i ren Fahnen;

die beidenletztenJahre wird sie in ihre Heimath entlassen
Und dient im Fall eines entstehendenKrieges zum Er-
satz des stehendenHeeres«

Wir sehen uns die Sache noch näher an.

-Nach dem neuen Gesetz’soll jeder Dienstpflichtige
drei Jahre bei der Fahne bleiben. Nach dem alten
Gesetzesollte er das auch. Aber es wurde durchKönig-
licheVerordnungen von 1833 und 1837 für die Infan-
terie die Dienstzeit bei der Fahne auf zwei Jahre herab--
gesetzt. Diese Verordnungensind zwar seitdem wieder

aufgehobenworden, aber die dreijährigeDienstzeit
konnte doch bis zu Ende des vorigen Jahres hin lange
nicht vollständig dur geführt werden, weil das Geld
dazu fehlte. Für die es Jahr aber sind gerade zum
Zweck der vollständigen Durchführung der dreijähri-
gen Dienstzeit im Staatshaushaltsetat«überanderthalb
Millionen Thaler mehr angesetztworden. Doch esetztden

Fall, unsere jungen Leute hättenimmer ihrevollen
drei Jahre bei der Fahne dienen müssen,so waren sie
nach dem Gesetzeals Reservisten doch die nächstenzwei
Jahre von jedem Dienste frei, wenn nicht gerade ein

Krieg im Entstehen war. Jetzt dagegen solldie Reserve-
zeit vier Jahre dauern, und währenddieserganzen vier

Jahre werden die Reservistennicht blos, wie nach dem
alten Gesetz, im Fall eines entstehenden Krieges
herangezogenNein, sie müssenjedenAugenblickdarauf
gefaßtsein, auch zu den Uebungen, nnd was noch
viel mehr sagen will, zu einer für nothwendigerachteten
Verstärkungdes Heeres zur Fagneeingezogen,Und- selbst
im Falle eines ungestörten«iedens, brs»;zUMPollen
Ende ihrer Reservezeitbei dem RegimexiizumckgehaltfnzU
werden. Ja, es ist sogar gestattet, sie unter Umstanden
auch zu anderen Zwecken.oder aus anderen Gründen

währendder ganzen vierjährigenReservezeitim Dienste
zu behalten. Denn sie sollen Ia auch, wenn derFall
eines Krieges oder»einerUebungoder einer nothwendi-
gen Verstärkungnicht vorliegt, nur »in der Regel«
m die Heimath ,,beurlaubt«,also nicht immer und un-

bedingt, in die Heimath »entlassen«wetdeni Freilich
soll der Dienst in der Reserveund inder Landwehrersten
Aufgebotes (an das zweite Ausgebotist kein zU großes



Gewicht zu legen) nach dem neuen Gesetzezusammen-
genommen nur acht Jahre dauern, währender in deni
alten Gesetzeauf neun Jahre bestimmt ist. Doch ge-hört nur eine sehr geringeUeberlegung dazu, um zu e-

greifen, daß die acht Jahre nach dem neuen Gesetze
eine sehr viel schwerereLast sind, als die neun Jahre
nach dem alten. Dau vergessenwir nicht, daß der

eigentlichedreijährige ienst bei der Fahne bisher fast
nur auf dem Papiere stand,»wahrender von jetztan ganz
unerbittlich zur Wirklichkeitwerden soll.

Wahrlich, ein Men ch muß nicht rechnen gelernt
haben, wenn er von den osfiziösen,das heißtauf deutsch
von den dienstbefiissenenSprechern und Schreibern sich
einreden laßt, daß die Reorganisation, noch dazu mit

solchemGesetz, dem Lande und besondersden Dienst-

xflichtigen
den Militärdienstleichtermacht, als er nach

em alten Gesetzgewesenist.
Ebenso verwunderlichist es, wenn diese Dienst-

beflissenenin der Provin·zial-Korrespondenzund in an-

deren Blättern der Kommission des Abgeordnetenhauses
einen Vorwurf daraus machen, daß sie dem Hause die

einfache Ablehnung des Gesetzentwurfesvom 2. Februar
angerathen hat. Sie hätte,so sagen die Dienstbeflisse-
nen, doch den Vorschlägender Regierung irgend welche
andere Vorschlägeentgegenstellensollen; denn dann

hätte man sichdochvielleichtnochvereinbaren, und nach
dieserVereinbarung auch über den Verfassungsstreitver-

tragen können. Aber die sMitglieder der Kommission
aben dem Herrn Kriegsminister zunächstdoch nur wieder-

olen können, was der Regierung im Abgeordnetenhaufe
und in allen freisinnigenZeitungenschonhundert Mal

gesagt ist, daß nämlich die Kriegsstärke des

Heeres in Friedenszeiten nothwendig vermin-
dert und die Dienstzeit bei der Fahne noth-—
wendig wieder auf zwei Jahre herabgesetzt
werden muß, wenn das Land und wenn die ein-

zelnen Dienstpflichtigen die Militärlast sollen
ertragen können. Nun hat der Kriegsministerwohl
in seinem und im Namen der Staatsregierung in der

Kommission, wie der Bericht sagt, den aufrichtigen
Wunsch ausgesprochen, dem Hause mit versöhnenden
Schritten entgegenzukommen,aber zugleichhat er auch,
wie es ebenfalls in dem Berichte der Kommissionheißt,
ganz entschieden erklärt, die Regierung könne

keinen Mann von der gegenwärtigenKriegs-
stärkedes Heeres,

· kein Bataillon von der Zahl der jetzigen
Kadres, »

kein Jahr von der sieben’ahrigenDienstzeit,
keine n Ta g von der dreijählrigenFahnendienstzeit

entbehren Dabei hat die- Regierung nichts Neues

eboten, als eine Mehrsorderung von 1,652,787 Thlr.
FürT»das Friedensheerund eine Aussichtauf weitere Ver-

mehrung der Linien-Kavallerie.
Damit waren natürlichalle Gegenvorschlägevon

vornherein zurückgewieserr.VerniinftigerWeisekonnten

fie zlgaherauch von der Kommissiongar nicht gemacht
wer en.

Politische Wochenfchrm
Preußen Aug den Verhandimi eii··deeVolkeveetkek

ist ganz besonders hervorzuheben,dzaßbei der Berichtij-Ider einzelnenEtats alle Vorschlägeder Budgetkommissionmit
großerMajoritat angenommen worden sind. Bei der Be-

rathung
des Etats fur»die Eisenbahnenwurde der Gesetz-

entwur , betreffenddie Gewährun einer Beihülfe des
Staates an die Tilsit-Jnsterburger Eisenbahngesellschaftso-
wie an die zur Herstellung einer Eisenbahn von Pillau über
Köni sberg, Bartenstein, Jnsterburg und Lötzeunach LyckkonzessionirteOstpreußischeSüdbahngesellschaftabgelehnt.

Von den Kommissionsberathungenzog vor Allem die
Berathung der Marinekommissiondie Aufmerksamkeit auf
sich, dochmußte in der einen Sitzung, welchebis jetzt statt-
gehabt hat, von einer eingehenden Beratlung abgesehen
werden, da der Minister des Auswärti en, gessenAnsichten
doch wegen der Anlage des Hafens bei iel sehr wichtig sind,
»nichtanwesend wazsde Aus dem allgemeineneinleitenden Vor-
trage des Referenten, Abgeordneten Vikchvw, theilen wir
mit, daß·erdarauf hinwies, daß die Regierungsvorlagewar
uberall die Aufgabe der preußischenMarine dahin an asse,
den deutschen Handel und die deutschen Küsten in ihrer
ganzen Ausdehnungzu schützen,in dieser Hinsicht also die

Regierung selbst die preußischeFlotte eigentlich als eine
deutsche ausfasse, daß aber alle Andeutun en dar-
über fehlten, in welcherWeise und ob ü erhaupt
auch die Kräfte der andern deutschen Uferstaaten
hierzu herangezogen werden sollten, da es doch fast
auf der Hand liege, daß weder die finanziellen noch
die seemännischen Kräfte

Preußens
allein einer

roßen An gabe gewach en sein würden.sol en g

Schießlichsprach er ch gegen die Bewilligung einer An-
leihe aus.

»Im Oktober v. J., als die allgemeineErhöhungdes
Diskontos schwerauf den Handel drückte,hatte eine Kabinets-
ordre den Schlußsatz des·§ 6 der Bankordnung, wonach die
Bank für Lombardgeschafte den Zinsfuß von 6 pCt. nicht
überschreitendarf, aufgehoben, diese Kabinetsordre at die

Budgetkommission in ihrer Sitzung am 24. d. . für
rechtsungültig erklärt. Es scheint dabei der Grundsatz
maßgebendgewesen zu sein, daß, da die Bankordnun auf
gesetzlicherFeststellung beruht, eine Aenderung derselben
durch eine Kabinetsordre nicht möglichist«

Am 25. d. M. ist der AbgeordneteRolshoven (Wahl-
kreis Lennep-Solingen gestorben. Er war, ebensowie der

zweite Abgeordnetede selben Wahlbeirkes, der leider auch

verxtorbenePräsident von Rönne, itglied der Fortschritts-
ar ei.p

Jn Ober-Glog au wurden x8 Wahlmannswghleukasfirt.
Jetzt hat eine Neuwahl stattgefunden, und geht-ten 16 der

Neugewähltender Fortschrittspartei, 1 der Ulttamvntanen
und 1 der konservativenPartei an.

Ueber die eigenthümlicheWendung, Welchein der schles-
wig-holsteinischenAngele enheit eingetretenist, werden wir

weiter unten berichten. Agasdas VerhaltnißzwischenPreußen
und Oesterreichbetrifft, fo

wird das Bundnißimmer lockern-.

Preußen hat allerdin s eine Ordre wegen der Hafenbauten
bei Kiel auf den Einspruchdes Mitbesitzers,Oesterrelch-Vor

der Hand sistirt, aber man weißin Wien seht Wohl- daß
bei der ersten günstigenGelegenheitdiese Ordre zur Aus-

führuangelangensoll, und scheintentschlossenzu sein, seine
Einwi iun .

aåsu
unter keinen UmständenzU geben, oder-

was vie ei tri Ytigerist, seine Einwilligung dazumöglichst
theuer zu verkauteiu



vertrag, welcher zwischenO·esterreichund

demDZeZllFeTäZexsgeschIoen worden .ist,·-liegtsetzt dem Ab-
geordnetenhausevor, do besindensich in demselben»Betim-
man en welche seine unveränderteAnnahmenichtwuns ens-

wertsegscheinekxlassen. Einmalscheintuns die Bestimmung
wegen des Zollkartellsnicht zweckmaßig,»dawir nicht ein-

sehen, weshalb unsereBeamten, die mit unserem Gelde

be ahlt werden, im Interesse der österreichischenRe ierung
stöörendin unseren Handel, wenn derselbeauch genöt)igt ist,
sich Wege zu suchen, welche in fremden Staaten verboten

sind, eingreifen soll. Dann sindet sich in dem Verträge die

Bestimmung wiederholt, daß jede Regierung berechtigt sein
soll, die Eröffnung von Verhandlungen wegen einer Zoll-
einigung zu verlangen, eine Bestimmung, der wir haupt-
sächlichdie verzögerteAnnahme des Handelsvertrages mit

Frankreichzu verdanken haben. Wir können wirklich nicht ein-

sehen, weßhalbwir uns nach solchen Erfahrungen noch ein-
mal ähnlichenVenachtheiligungenaussetzen sollen.

Von Nichtbestätigungenkönnten wir von Neuem eine

größereAnzahlmittheilen, doch sind wir der Meinung, es

Jetzt, nachdemder Minister des Jnnern im Abgeordnetenhause
dieseMaßregelin längererRede als richtig und nothwendig
anerkannt hat, nur dann thun zu müssen,wenn Personen
von hervorragender Bedeutung davon betroffen werden. So

haben wir denn heut zu melden, daß der Wahl des Abge-
ordnetenHagen, Stadtkämmerer von Berlin, umw ersten
Bürgermeistervon Königsberg, die königliche estatlgUUs
versagt worden ist.

Schleswtg-Holstetn. Die jetzigenBesitzer des Landes,
Oesterreichund Preußen, fühlenplötzlichdas Bedürfniß,die

Volksvertretungder Herzogthümereinzuberufen. Natürlich
erwartete man allgemein,daßdamit die alten Stände, welche
fast Niemand mehr als die Vertreter des Volkes betra tet,
gemeint sind. Da überrascht«uns

Ætzlichdie »N. »A. .«,
das offiziöseOrgan des preußischen inisteriums, mit einem

Artikel, welcherdie Einberufung einer vom Volke gewählten
Ständeversammlungin Aussichtstellt, und dabei ganz beson-
ders hervorhebt,daß es die PreußischeRegierung sei, welche
dieseMaßregelzuerst angeregt habe. Der Artikel des mini-

steriellenBlattes ist so interessant, daßwir nachstehendeinige
Stellen daraus unseren Lesernmittheilen.
»
»ZUUächst«,so heißtes in dem Eingange, »tritt aber bei

diesemSchritte die Frage an uns heran, nachwelchemWahl-
gesetzedie Zusammenberufuneiner solchen Volksreprasens
tation zu geschehenhgtte Fjcfrälatenund Ritterschaft, diese
altehrwürdigenVorkampser für die Freiheit der Herzog-
thümer, dürften doch wohl in diesem Falle nicht ausreichend
sein, wo es darauf ankäme,An esichtsEuropa’sdie Meinung
des Schleswig-Holsteinischenolkes zu konstatiren. Das

Wahlgesetz,wie es aus den Verordnungen vom 28. Mai
1831 hervorgegangen,kann ebenfalls hier nicht mehr in Be-

tkscht kommen; eben so wenig das Gesetz von 1852 mit
seinen füradie Dänische Herrschaft zugeschnittenenBestim-
MUUAFUfUt die Vertretung der Minoritäten. Außerdemsind
alleJUesekaetze für die damals getrennten Herzogthümer
bestimmt-kemes für die Zusammengehörigkeitderselben. Es
bliebe also nur das Wahlgesetz von 1848, oder aber ein
neues, zwlschen den beiden Kabinetten zu verein-
barendes Gesetz-Welches dann allerdings auf der

EBOerBasls UUPder Art einzurichten wäre, daß
v

lIchFU»und un etrübten Ausdruck fände.«
VekiamkylunsolPdann nicht nur die

Schleswls- Zolsteinerrepräsentiren,son
läutern, eine Aufgabe, welcheallerdings

Diese
"etzigeMeinungder

etwas sonderbar er-

fentliche MUUUUAdes Landes ihren wirk-.

ern es.soll dieselbe .

Weint,
da die Gewähltendoch offenbar die «Meinungihrer

ählerrepräsentiren,sonst würde man sie ja aller Wahr-.
scheinlichkeitnach nicht wählen.

Sehr sorgsamzähltder Artikel dann alle Verpflichtun-
en auf, welche auf dem neuen Staate lasten werden. Es

heißt:»Man wird sichzunächstRechenschaftüber die finan-
ziellen Verhältnissedes Landes gebenmüssen,man wird das
»Svll Und Haben« diskutiren. Zuerst wird man an die

Deckung der Kriegskosten denken müssen,von denen

Preußen 20- Oestetkeich12 Millionen in runder Summe zu
fordern haben. Dann werden die Vertreter des schleswi -

holsteinischenVolkeses als eine Ehrensacheansehen, nicht
nur die aus dem sruherenKriegefälligenPensionen und

Unterstützungen der Verwundeten und der Angehörien

der Gebliebenen zu zahlen, sondern sie werden nichtum in
können,auch die Opfer des Feldzuges von 1864 als gleich-»

berechtigt zu betrachten. ·Nachherwürden die Entschädi-

gungetydie für den Fall, daßdie Herzogthümervereint zu
leiben wünschen,an die verschiedenenPrätendenten zu zah-

len wären, der Schuldsumine hinzuzufügensein. Das An-
erkenntnißder Rechte der Staatsgläubiger aus dem ersten
schleswig-holsteinischenKriege und die Rückzahlung der

AugustenburgtschenAbfindungssumnie an Kopenha-
gen wurden diese Additioii mehren und dann erstwürde man

an die Bedürfnissedes Augenblickszu denken haben. Man
würde die Summen zu erwä en haben, die zu den Dei-
chungsarbeiten an der West üste des Landes erforderlich
sind, und besonders die zu dem Kanalbau, damit die
Schiffe aus den östlichenHäer nicht län er in der Lage
sind, nur unter den dänischenKanonen die ordsee erreichen
zu können. Dann gältees die Organisation der Regie-
rung, der Zivilliste,und vor Allem der Schöpfung eines

Heeres mit seinenVorräthenan Ecschützenund Kriegsmaterial,
die Errichtungvon Arsenalen und festen Plätzen im Lande und
an der Kaste-, und die Schöpfun einer Flottille, stark

genug,um dochnicht gänzlichwelJrlosgegen Dänemark zu
ein.« Dies wurde allerdings ein bedeutende Gesammtsumme
ergeben,und man will sie wohl den Vertretern des schleswig-
holstein’schen·Volkes recht eindringlichin’s Gedächtuißrufen,
um sie geneigt»zumachen, für die Annexion an Preußen zu
stimmen. Spater heißtes: »Es wird gut sein, alle diese
Dingeden Bewohnern der Herzogthümerzu sagen, ni t wie
bisher durch die einseitigenOrgane der Parteipresse, die das
Eine behaupten und das Andere verschweigen,sondern durch
die Diskussion in einer Versammlung,die zu diesem Zwecke
von den BewohnernSchleswigsHolsteinsgewähltworden"ist,
und deren Worte ein weiteres Echo, als bisher der Fall war,
im Lande sindenwerden«Danach scheintes, daß die ganze
Einberufungder Stande, welche jetzt das Berliner Kabinet

so eifrig betreibt, gar nicht nothwendig sein würde, wenn

die»SchleswigsHolsteinerfleißigerdie Norddeutsche Allgemeine
Zeitung und die Provinzial-Korrespondenzgeleer hatten-

Nun, ma das Ministerium geleitet sein von Motiven,
welcher Art sizeauch seien, wir freuen uns- daß die Noth-

wendigeiydas Volk selbstzu befragen, sichtrotz aller Hinder-
nisse ahn gebrochenhat, und·wir»sind uberzeth,daß frei
gewählteVertreter des schleswigsholstein’schenolkes nichts

Nunwerden, was nicht in Uebereinstimuiungsteht mitdem

echt und den berechtigtenForderungendes Vaterlandes.
Amerika Kaum haben wir Zeit gehabt, uns über den

Fall der Hauptstadt der Sklavenstaatenzu- stät-len,kaum
konnten wir uns der Hoffnun hingeben,baß mit der Ka-

gickligatioåi
des

bQløliigsiciieiiieralss
getArmee der

Züdstaatetl
dieser- «

'

e» rieg ee .. ei,-o.dr« einher utternd"eMe..»g
Jn der M

d. M. Wzu.,uns. acht wom 14. auf den lö.



man auf den Mann, der durch seinen energischenWillen
einer der Hauptbefördererder Aufhebung der Sklaverei war,
den Präsidentender Nordanierikanifchen Republik,Lincoln

geschossennnd ist derselbe am Morgen des »15.an den Fol-
en seiner Verivundung gestorben. Auch sein treuer Ge-

fgährteund Genosse bei dem Werk, dessensicherenErfolg sie
Beide noch mit eigenen Augen sehen sollten,der Staats-

Bekretär
Seward ist verwundet, und zweifelt man an seinem

Auskommen. Der Fanatismus, mit welchemdie Südstaaten
den Ausstand unternommen Undbis jetztzum Siege zu brin-

Fn suchten, er hat semen Glpselpuukt in diesem blutigen
Freignißgefunden—Glaubtman, damit den Sieg des Huma-

nismus aushaltenzu können? Gewiß nicht, denn sein Exi-
folg steht»nichtauf zwei und nicht auf vier Augen, sondern
auf dem festen Willen von Millionen und aber Millionen
Menschen, die das Gute und Edle erkannt haben und ent-

schlossensind, es zur Geltung zu bringen. Mit dem Blute
Lincolns ist die Saat eines sklavenfreien Staates gedüngt
worden; möge sie sichzu reicherBlüthe erschließen.

SprechfaaL
— Wir erhalten über die Forderung der Re ierung in

treff der Vergrößerung der Marine eine Inschrift,der wir
um so lieber einen Platz in unserem Blatte anweisen, als

sie aus den Ostseeprovinzenkommt, also aus einer Gegend,
wo man gewißdas regste Interesse an der endlichenHerstel-
lung einer Achtung gebieteiiden Seemacht nimmt. Der
Brief lautet:

f

Herr Redakteur! Die Polizei hat durch die Beschlag-
nal me Jhres Blattes vom 15. April den Lesan der»-»Ver-
fassung«,also auch mir, die Lekture JhresArtikalsnber die

neu geforderte Staatsanleihevon 10 Millionen uhalern Lut-
zogen. Jedoch ersehe ich Theils ans dem Ausznge,den Sie
ans der Deiikschristder Regierung gemacht haben, Theils
ans dieser Denkschriftselbst, daß jene 10 Millionen etwa

uur den fünften Theil aller derjenigen Ausgaben betragen,
die im Lan der nächstenzwölf Jahre für die Beschaffung
einer ausreichenden Flotte nnd für die

Kriegszsflåäfen
bei Kiel

und an der Jade gemachtwerden sollen. - ir sollen also
nach einer-, doch erst vorläufigenBerechnung,für-diesealler-
dings nicht nur nöthigen,sondernsogarnothwendigenZwecke
in zwölf Jahren gegen funfzig Millionen Thaler auf-
bringen. Doch ist das nicht die einzige Mehrausgabe,die

vom Lande gefordert wird. Auch die laufenden, sogenannten
»ordentlichen«Jahres ausgabeii für die Marine sollen
während derselben Zeit um mehr als We Millionen Thaler,
nämlichvon 1,373,84.7 Thlr., wie sie für das Jahr 1865

veranschlagt sind, auf etwa fünf Millionen Thaler gesteigert
werden-« Aus den Mittheilungen, mit welchendie Regierung
ihren Flottenplan "begleitet»hat,·geht zu unserer großen
nugthuung hervor, daß alle-·dieseMehrausgabenfnnrgefor-
dert werden, um die preußischeSeemacht in einen solchen
Stand zu setzen, daß sie l) den-eigenen, Wle den gesammten
deutschen Seehandel auch iii fernen Meerenbeschützen,2)
die gesammtenpreußischenUnd deutschenOst- und«Nordsee-
Küsten gegen jeden Angriss vertheidigenund 3)«Jede See-

macht zweitenRanges und namentlich auch »dieetwaver-

einigten Flotten Rußland’s,Schweden’sund Daneinarks, aus
offenem Meere angreifen tund besiegenkönne. Natnrlichmuß
jeder preußischeund deutscheMann sich freuen, daßauchdie
gegenwärtigeRegierung Hinso richtiges und so wurdiges Ziel

sieh-—gesetzt hat, Jch uberlasse es von Herzen gern dem

Urtheile der Sachverständigen,ob zur Erreichun de e

geradeeine Panzerflotte nothwendigist, und olszdie Trng
derlichenKosten richtig, -oder ob sie u hoch oder zu«niedrig
veranschlagtsind- Ebenso Mögendiesenigen, welche den ge-
genwärtigenZustand unserer Staatsfinanzen genauer kennen,
es benrt)eilen,ob zur Beschaffungder Kosten gerade eine
Anleihe nothwendigist, oder ob es bei einer wohli eord-
neten Verwaltung der öffentlichenGelder nicht mögskchsein
sollte, dieselbe aus den vorhandenen Mitteln nnd den
laufenden Einnalmen zu bestreiten. Dage en muß ich als
einfach wirthschaftlicherMann und na den Regeln
nach denen jeder ordentliche Staats- wie Hauswirth si

,

richtet und richten muß, es für rein unmöglich erklä-
ren, sdaß unsere Abgeordneten die für die See-
macht nothwendigen Mittel ganz ohne Weitetcs be-
willigen können. Denn wenn sie genehmigeiisollen, daß
die von der Regierung geforderte SUIUInefür die Flotte aus-

gegkbenwerden darf, so müssensie auch wissen, ob dieselbe
da ur ausgegeben werden kann, ohne den Wohlstand des
Landes und damit auch seine Vertheidiguugskkaftzu schwä-
chen. Das aber können sie nur wissen, wenn die-ordnungs-
mäßi·en Ausgaben für die übrigen Bedürfnissedes Landes
und insbesondereauch für das Landheer zwar ausreichend,
aber auch genau und fest bestimmt sind. Nun kann diese
genaue und festeBestimmungbekanntlich nicht anders gesche-
hen, als durch Vereinbarung über das nach Artikel 99 der

VerfassungerforderlicheStaatsl aiishaltsgesetz. —- Mit-
hin sind Bewilliguug der fürdie Seemacht erfor-
derlichen Mittel und Bewilligung des Staats-
haushaltsetats mitrennbar mit einander verbunden.
Das Abgeordnetenhaus, wenn es- ans wirthschaftlichen Män-
nern besteht, kann nicht anders, es muß entweder die For-
derung der Regierung einfach ablehnen, oder es muß den
Bewilligungen,die es für die Flotte machen will, durchaus
die Bedingung hinzufüen, daß dieselben erst in dein

Augenblicke in Krat treten, in welchem auch der von
ihm bewilligte StuntshaushaltssEtat Geseßesquft er-

langt hat. Jch nehme mir nicht heraus, etwas über die
Art und Weise zu sagen, wie unsere Volksvertreter dabei zu
verfahren haben. Aber so lange ich nicht durch sehr gewich-
tige Gründe eines Anderen belehrt werde, steht bei mir die
Ueberzeugungfest, daß das Abgeordnetenhausschon ans
rein wirthschaftlichen Gründen gar nicht im Stande

ist, der Regierung zu außerordentlichen Ausgaben Geld

zu bewilligen, so lange diese Regierung die Befugniß in An-

spruch nimmt, die Höhe der ordentlichen Ausgaben auch
ohne die Bewilli ung des Abgeordnetenhauses,also ohne
das verfassungsmäßigeStaatshaushaltssGesetzzu bestimmen.
Jch lasse dabei alle politischen Erwägungenvgänlich bei

Seite; ich spreche,wie gesagt, nur von solchenWlethschafh
lichen Grundsätzen,denen meiner Meinung nach led er gute
Wirth beistimmen muß,zu welcherpolitischenPartei er auch
gehöre.

Mit aufrichtiger Hochachtung Jhr H.
Wir haben der vorstehendenAusführungnichts hinzu

zu setzen, es müßten denn Bedenkensein, welche in uns ge-
en die Jdee desSchreibers aussteigen, als ob die Kammerfürdie Flotte Geld bewilligen·unddieser Bewilligung die

Bedingung hinzufügenkönne, die Bewilligungsolle erst dann
in Kraft treten, wenn der von dem Abgeordneteuhaulebe-

willigteStaatshaushalksetat Gesetzeskraft erlangt Solche
provisorischeBewilligungenerscheinenuns bedenklichund ge-

. eignet, die Rechtsan chauungenim Volke zu verwirren.
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